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SESSIONS-APÉRO MIT NATIONALRAT HANS EGLOFF IN UITIKON

Mit grossem Elan ins Wahljahr
Bezirkspräsident Pierre Dalcher begrüsste die zahlreich anwesenden Gäste im Restaurant Freihof in Uitikon.
Aufmerksam verfolgten die vielen interessierten Gäste die Ausführungen von Nationalrat Hans Egloff zur letzten
Nationalratssession 2014.

Gewohnt charmant und pointiert be-
richtete der Limmattaler Nationalrat 
aus dem parlamentarischen Gesche-
hen, das sich vor allem um die Ener-
giedebatte drehte. Interessant waren 
auch seine Ausführungen zur Rolle 
des Ständerates. Dank der neu ein-
geführten elektronischen Abstim-
mungsanlage kommt nun mehr Licht 
in die «Dunkelkammer». Häufi g, 
meinte Hans Egloff mit einem Augen-
zwinkern, bekomme man während 
der Session zu wenig Schlaf.
Allerdings seien nicht ausschliesslich 
die langen Debatten der Grund da-
für …

Die Gäste nutzten die Chance und 
stellten unserem Nationalrat viele 
Fragen, die souverän beantwortet 
wurden. Im Anschluss wurden die 
Kantonsratskandidaten einzeln vor-
gestellt. Einzig Andreas Leupi, der 
jüngste SVP-Kantonsratskandidat, 
musste sich entschuldigen, weil er an 
der Jugendsession in Bern teilnahm. 
Der Vorstand freut sich sehr, ausge-
zeichnet geeignete Kandidaten für 
die Wahl vorschlagen zu können.

Vorstand SVP Bezirk Dietikon

Das SVP-Team für den Bezirk Dietikon, von links: Pierre Dalcher (bisher), Thomas 
Mattle, Diego Bonato, Jörg Dätwyler, Markus Erni, Bruno Thode, Markus Binder.
Unten: Christoph P� ster, Rochus Burtscher (bisher), Nationalrat Hans Egloff und 
André Bender.

LESERBRIEFE

Institution Familie und heutige Sozialpolitik
Die Institution Familie ist am Ver-
blassen, nicht zuletzt wegen unserer 
grandiosen So zialpolitik. Verschiede-
ne grössere Tageszeitungen haben −
wie gewohnt − zu Weihnachten ei-
nen Leit artikel publiziert. 

Unter anderen hat die NZZ in ei-
nem etwas langatmigen Artikel die 
Frie densbotschaft ins Zentrum ge-
rückt, während der «Tages-Anzeiger» 
die Menschenwürde als zentralen 
westlichen Wert in Erinnerung rief. 
In den Artikeln suchte ich vergebens 
nach der Bedeutung der Familie im 
Kontext mit den Leitartikeln. Weih-
nachten war und ist doch das Fest der 
Heiligen Familie.

Umso positiver hat mich − als Ka-
tholik − der Leitartikel im «Zürcher 
Bote», 19. Dezember 2014, vom evan-
gelisch-reformierten Pfarrer Peter 
Ruch «Die Heilige Familie» über-
rascht. Der Arti kel hat mich als El-
ternteil und politisch Interessierten 
nicht nur informiert, sondern auch 
auf gerüttelt. Die Bedeutung der Fa-
milie wird zusehends geschwächt, 
religiös, politisch und gesellschaft-
lich. Umso wichtiger ist oder wäre
es, die Familie als nachhaltige 
Lebensgemein schaft, wo unter an-
derem jeder mithelfen kann, dass 
Menschenwürde möglich und gelebt 
wird, zu stützen. Das Familiendrama 

von Flaach zeigt klar, dass Eltern 
(auch Grosseltern) bei der Kinderer-
ziehung nicht einfach durch techno-
kratische Behördenmitglieder und 
ihre Massnahmen ersetzt werden 
können.

Nur die Institution Familie ist, wie 
erwähnt, quasi am Verblassen, nicht 
zuletzt wegen der grandiosen, sprich 
übertriebenen Sozialpolitik. Mit im-
mer neuen Gutachten für ein neues 
Familiengesetz sägt zudem unsere 
Justizministerin Simonetta Som-
maruga an diesem herkömmlichen 
Familienast gehörig. Solche «Gender 
Studies» wirken wie Angriffe auf 
Ehe, Familie und die natürliche Le-
bensweise und werden leider sehr 
schnell auch von unserem Staats-
fernsehen übernommen und verbrei-
tet.

Auf jeden Fall ist es Pfarrer Peter 
Ruch mit seinem Leitartikel gelun-
gen, bei mir so etwas wie eine Bi-
lanz zur Bedeutung, aber auch Ent-
wicklung der Familie von heute zu 
ziehen. 

Ich bin ihm dankbar, auch wenn 
sie für mich negativ abschliesst. Ich 
freue mich − so hoffe ich − auf seinen 
Leitartikel zu Ostern.

Karl Meier-Zoller,
Effretikon

KESB-Sozialindustrie 
Der Fall Flaach stimmt sehr traurig. 
Ich bin der Meinung, dies hätte nicht 
passieren dürfen. Da hat die KESB ei-
ne Organisation bewirtschaftet. Sie 
haben einfach eine Heimeinweisung 
der beiden Kleinkinder angeordnet. 
Nach Aussagen der KESB, in den Me-
dien, ein sehr professionelles Vorge-
hen. Für mich ist immer noch offen, 
worin die Kindesgefährdung bestan-
den hat. Von der KESB ist es sehr naiv, 
zu behaupten, dass es keine Anzei-
chen von Verzweifl ung bei der Mutter 
gegeben hat. Hand aufs Herz, welche 
Mutter verzweifelt nicht, wenn ihr 
die Kinder, sowie die Kompetenz über 
ihre Kinder weggenommen wird? Es 
hätte sicher eine menschlichere Lö-

sung gefunden werden können, wenn 
im Umfeld der Mutter oder des Vaters 
(Grosseltern, Paten, Freunde) gesucht 
worden wäre. Dies haben die kommu-
nalen Behörden früher getan, in der 
Regel sehr sozial.

Die KESB scheint ein Industrie-
zweig zu sein. Die Verantwortlichen 
bewirtschaften sich untereinander, 
wichtig ist wenig Aufwand ohne 
Rücksicht auf hohe Kosten. Der Kan-
ton Zürich sollte wieder zu den be-
währten Vormundschaftsmodellen 
zurückkehren. Wir von der SVP ha-
ben immer gesagt, dass die KESB
keine gute Lösung ist.

Peter Preisig, Kantonsrat, Hinwil
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Sonntag, 11. Januar 2015

Mit den Regierungsräten 

Markus Kägi 
Ernst Stocker 

Winter-Apéro

TREFFPUNKT: 

09.30 Uhr TCS-Parkplatz zwischen Ried und Gibswil 

oder 

10.15 Uhr in der Blegi (Blegi 1, 8636 Wald) 

(Für diejenigen, die nicht mitwandern wollen – 
oder können (signalisierte Parkplätze). 

DER ANLASS FINDET  
BEI JEDER WITTERUNG STATT! 

Auskunft: Felix Müdespacher, Präsident SVP Wald  
Telefon 079 466 45 89 

Organisation: SVP Wald und SVP Fischenthal

PROGRAMM: 

09.30 Uhr Besammlung und anschliessend geführte Wanderung 
mit Markus Kägi und Ernst Stocker – In die Blegi (ca. 30 Min.) 

10.30 Uhr offerierter Apéro 

11.00 Uhr Begrüssung durch Ruth Frei, Kantonsrätin, Wald 

Persönliche Vorstellung der SVP-Kantonsratskandidatinnen  
und -Kandidaten des Bezirks Hinwil 

11.30 Uhr Ansprachen der Regierungsräte Markus Kägi  
und Ernst Stocker 

12.00 Schlusswort durch Esther Knecht, Kantonsratskandidatin, 
Wald

Anschliessend Ausklang / Festwirtschaft 

www.svp-wald.ch

Ruth Frei Esther Knecht

HABEN IN FLAACH DIE VERANTWORTLICHEN BEHÖRDEN VERSAGT?

Die KESB gerät noch stärker ins Kreuzfeuer
Nach dem jüngsten tragischen Vorfall in Flaach mit dem Tod von zwei Kindern gerät einmal mehr die Kinder- und Er-
wachsenenschutzbehörde (KESB) ins Kreuzfeuer der Kritik. Es zeigt sich nun, dass auch die KESB trotz Professionalität 
nur mit Wasser kocht. Mit dem jüngsten Fall stolpert diese Behörde darüber, dass sie als Fachbehörde und weitab vom 
Geschehen entscheidet.

RoMü. Die breite und immer mehr 
wachsende Kritik führte dazu, dass 
die KESB in die Verteidigung über-
ging und im Dezember zu einem 
Pressegespräch mit einer Zwischenbi-
lanz aus ihrer fachlichen Perspektive 
einlud. Dabei wiesen verschiedene 
Exponenten die Kritik zurück und 
hüllten sich gleichzeitig mit viel Ei-
genlob ein.  Nimmt man die am 2. 
Dezember präsentierten Informatio-

nen von der Medienkonferenz zur 
Zwischenbilanz  zwei Jahre  KESB zur 
Kenntnis, dann wirft dies schon ge-
wisse Fragen auf.

Selbstbeweihräucherung
«Die Professionalität der Behörden 
nützt den betroffenen Personen», hält 
Arthur Helbling, Leiter des Zürcher 
Gemeindeamtes fest. Zugleich stellt 
er in einem Fazit fest: «Gefahr für 

Kindeswohl sowie Schwächezustand 
und Schutzbedürftigkeit von Erwach-
senen werden durch die interdiszipli-
när zusammengesetzte Behörde mit 
ausreichender Praxis beurteilt. Besse-
re Qualität des Kindes- und Erwachse-
nenschutzes dank klarer Rollenver-
teilung zwischen Abklärung und An-
ordnung; Sicherstellung der richtigen 
Massnahmen», so Helbling.

Daten zu den Kosten
Grundsätzlich hält Helbling fest, dass 
als Folge der durch die KESB veran-
lassten behördlichen Platzierungen 
sich die Kosten der Massnahmen im 
bisherigen Rahmen entwickeln. Auf 
der anderen Seite der Medaille ge-
steht Helbling aber ein, dass die nun 
professionelle Behördenorganisation 
allerdings teurer als die bisheri-
gen Vormundschaftsbehörden ist. 
Ein Blick in die Kosten der KESB Win-
terthur-Andelfi ngen mit per Ende 
2013 ausgewiesenen 36,80 Stellenein-
heiten lässt aufhorchen. Pro Stellen-
einheit werden Personalkosten von 
143737 Franken ausgewiesen, was 
auf einen hohen Anteil an Mitarbei-
tern mit einem akademischen Ab-
schluss hindeutet. Beispielsweise in 
der Winterthurer Stadtgärtnerei lie-
gen diese bei 113755 Franken. Ge-
samthaft weist die KESB als Amts-
stelle Kosten von 7338221 Franken 
auf. Anderseits fl iessen ihr Erlöse aus 
Betreuungsfällen im Umfang von 
3,451 Mio. Franken zu, wobei die Ge-
bühren für die Betreuung von Vor-
mundschaften etc. gemäss Aussagen 
von betroffenen Personen teilweise 
markant angehoben worden sind. 
Schlussendlich mussten Ende 2013 
die verbliebenen Kosten von 3,886 
Mio. Franken zu 60 Prozent auf die 
Stadt Winterthur (37,60 Franken pro 
Einwohner), zu 25 Prozent auf die 
Landgemeinden im Bezirk Winter-
thur (32,90 Franken pro Einwohner)
und zu 15 Prozent auf die 24 Weinlän-
der Gemeinden (30,70 Franken pro 
Einwohner) verteilt werden. Der ur-
sprünglich budgetierte Mittelwert 
lag bei 29,95 Franken, wobei dieser 
nun um 5,10 Franken oder um 17 Pro-
zent überzogen wurde. 
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LICHT IN DIE DUNKELKAMMER DER LINKEN VERFILZUNGEN

Wer stoppt die Stasi-Behörde KESB?
Der Titel ist bewusst so gesetzt. Es ist keine Provokation. Wieso auch? Wie es in der DDR Behörden gab, gibt es heute in der Schweiz eine Behörde, welche Massnahmen im Erwachsenen- und Kindesbe-
reich anordnen und durchsetzen kann. Wie in der DDR die Stasi (damals noch ohne Internet) kann die KESB-Behörde dabei über verhaltensauffällige Personen direkt über das Internet informiert werden.

Bereits mit einer Meldung, welche 
durch jede Person erbracht werden 
kann, beginnt die vornehmlich aus 
Sozialarbeitern und Juristen beste-
hende KESB-Behörde mit den Abklä-
rungen. Ziel ist es natürlich immer, 
das Wohl des Menschen und der All-
gemeinheit im Auge zu behalten. 
Dies war auch das Ziel der Sozialisten 
in der DDR.

Durchleuchtung der
KESB-Behörden
Der einzige Unterschied besteht dar-
in, dass die heutigen Sozialisten dazu 
privat organisierte Sozialarbeiterfi r-
men und Heime mit der Korrektur 
des vom Karren gefallenen Menschen 
beglücken. Man hat entdeckt, dass 
man damit die linke Wählerklientel 
mit gut bezahlten Aufträgen vollstop-
fen kann. Die SVP wird in den kom-
menden Wochen alles daran setzen, 
dass sämtliche KESB-Behörden durch-
leuchtet werden. Insbesondere wer-
den Fragen dazu gestellt, wie die 
«Auftragsverteilung» erfolgt und wie 
überhaupt die Rechte der betroffenen 
Personen gewahrt werden. Und wir 
werden auch jede einzelne Person in 
den KESB-Behörden durchleuchten. 
Wenn die KESB-Behörde meint, die 
Bevölkerung zum Denunziantentum 
anstiften zu müssen, dann müssen 
zuerst einmal diese KESB-Personen 
durchleuchtet werden. Welches Par-
teibuch haben sie, wo waren sie vor-
her tätig, welche Verbindungen beste-
hen zu privaten Sozialeinrichtungen.

Jede Telefonüberwachung muss 
von einem Richter vorher abgesegnet 
werden, nur bei der KESB-Behörde ist 
es so, dass diese alleine aufgrund von 

Hinweisen über die Webseite eine un-
sägliche Maschinerie in Gang setzen 
kann, gegen welche man sich kaum 
oder wenn, dann nur nachträglich 
wehren kann.

Ja, es trifft zu, dass die KESB-Behör-
de im Nationalrat abgesegnet wurde. 
Das Hauptargument lautete, dass ei-
ne Vormundschaft oder eine Heim-
einweisung durch Profi s begleitet 
werden soll. Auch der Rechtsstaat 
sollte bestmöglich gewahrt werden. 
Auch heute noch behaupten linke 
Journalisten, dass  beispielsweise ein 
Malermeister, welcher noch Fürsor-
gevorstand einer Gemeinde ist, mit 
einer Fallbetreuung überfordert ist. 
So einleuchtend dies in der Theorie 
tönt, was ja auch der Hauptgrund für 
die Zustimmung in den eidgenössi-
schen Räten war, sieht die Praxis lei-
der anders aus.

Weltfremde Juristen
Wir haben es mit weltfremden stu-
dierten Sozialarbeitern und Juristen 
zu tun, welche die Fälle nur aus den 
Akten kennen. Sie kennen weder die 
Verhältnisse in den Gemeinden noch 
kennen Sie die spezielle Situation ei-
ner Familie aus der persönlichen 
Sicht. Was heute festgehalten werden 
kann − und dagegen, wird wohl nie-
mand Einspruch erheben −  ist die 
Tatsache, dass die KESB-Behörden die 
Fälle nicht besser erledigen, als dies 
vorher der Fall war. Im Gegenteil: Die 
Gemeinden sind unzufrieden und die 
Qualität der Arbeit der KESB-Behör-
den ist vielfach mangelhaft. Nicht 
nur was die Qualität der Betreuung 
der Menschen betrifft, sondern auch 
was die Kosten angeht.

Die KESB-Behörden stellen nicht 
den Menschen in den Mittelpunkt, 
sondern ihre primitive Ausübung der 
behördlichen Macht und Willkür. 
Das linke verfi lzte Netzwerk aus Sozi-
alarbeitern und Pädagogen, welche 
sich eine goldene Nase verdienen, 
stellen sich als Gutmenschen dar, 

welche vorgeben, den Menschen zum 
Guten zu verhelfen. Auch das DDR-
Regime wollte für die Menschen nur 
das Beste. Mit staatlicher Kinderbe-
treuung, Arbeit für alle und einem 
ausgedehnten Überwachungsstaat 
für verhaltensauffällige Personen. So 
weit sind wir in der Schweiz noch 
nicht. Wenn solchen Behörden aber 
nicht heute Grenzen gesetzt werden, 
dann bewegen wir uns in Richtung 
Totalitarismus.

Gemeinden einbeziehen
Nicht die KESB-Behörden sollen Ein-
zelfälle betreuen, sondern die einzel-
nen Gemeinden. Es mag durchaus 
sein, dass es auch in einzelnen Ge-
meinden mal einen schlechten Für-
sorgevorstand gibt. Dann ist es aber 
eine Gemeinde. Wenn wir es aber mit 
einer KESB-Behörde zu tun haben, 
welche total versagt, die Prioritäten 
falsch setzt, und sich gegenüber Ge-
meinden aufspielt, dann ist nicht eine 
Gemeinde betroffen, sondern dann 
sind alle Gemeinden und alle Perso-
nen, welche dieser «KESB-Region» zu-
geteilt sind, betroffen. Alleine aus 
dieser Überlegung sind die Gemein-
den wieder mit einzubeziehen, wie 
dies die SVP in einem Vorstoss im Na-
tionalrat angeregt hat. Die KESB Win-
terthur ist nicht mehr handlungsfä-
hig. Auf Vorwürfe reagiert man da-
mit, dass man an das Amtsgeheimnis 
gebunden sei. Wenn man aber auf die 
Gemeinde Hagenbuch losgeht, gilt 
das Amtsgeheimnis plötzlich nicht 
mehr. Die SVP fordert, dass die KESB 
Winterthur keine Fälle mehr bearbei-
ten darf. Es ist eine Untersuchung 
durch das Gemeindeamt und die 
Strafverfolgungsbehörden einzulei-
ten. Die Resultate sind zu veröffentli-
chen. Zusätzlich sollte die GPK eine 
Untersuchung einleiten, mit dem 
Ziel, dass die Arbeit aller KESB Behör-
den auf die gesetzesmässige Richtig-
keit überprüft wird. Das Gemeinde-
amt als Aufsichtsorgan soll zudem 

gegenüber der GPK Rechenschaft ab-
legen, wie die KESB-Behörden auf-
sichtsrechtlich kontrolliert werden.

Gesetz korrigieren
Die SVP ist zuversichtlich, dass in 
Bern dieses unsägliche Gesetz korri-
giert wird. Die Praxis hat gezeigt, 
dass es ein Fehler war. Fehler machen 

ist erlaubt, diese aber fortzuführen 
wäre ein Skandal. 
Die SVP wird alles daran setzen,
dass Licht in die Dunkelkammer
der linken Verfi lzungen und des
linken Sozialnetzwerkes kommt, 
welche dem Menschen schaden und 
dem Steuerzahler hohe Kosten zu-
fügen.

Alfred Heer
Nationalrat
Parteipräsident SVP
Zürich

BEWÄHRTES MILIZSYSTEM

Laien sind die wahren Pro� s

Ich war einige Jahre lang Mitglied der 
sog. «Laienbehörde», der Vormund-
schaftsbehörde der Stadt Bülach, die 
leider per 31. Dezember 2012 ohne 
Not abgeschafft wurde. «Laie» oder 
«Miliz» ist nicht ganz richtig, denn 
genau gesagt wurden wir immer un-
terstützt durch eine festangestellte 
Juristin, die unsere Entscheide juris-
tisch verfasst und einigermassen un-
anfechtbar gemacht hat. Unsere klei-
nen Nachbargemeinden haben sich 
eine Juristin geteilt. Diese Aufgaben-
teilung hat kaum zu Beanstandungen 
Anlass gegeben.

Aber schon vor den Schlagzeilen 
um Hagenbuch mussten Gemeinden 
unfähige «Profi s» mit Juristentitel 
und Sozialarbeiterdiplomen entfer-
nen. Hat man sich bei uns noch um 
den Einzelfall gekümmert, und zwar 
mit persönlichen Gesprächen, so 
scheint das Vormundschaftswesen 
unter der KESB ein veradministrier-
tes, sehr teures Prozedere. Und vor al-
lem eins, das räumlich und mensch-
lich weit weg ist vom Geschehen. Für 
den Vollzug von Massnahmen genü-
gen administrative Verwaltungsakte 
nicht, sondern persönliche Gesprä-
che, Menschlichkeit und Empathie. 
Ein Obhutsentzug läuft nun mal nicht 

ab wie ein Baubewilligungsverfah-
ren. Professionalisierung heisst, bei 
einem Obhutsentzug eine 6-seitige 
Verfügung senden − das Bürokraten-
deutsch würden dann die Menschen 
in Not schon verstehen. Meine Erfah-
rung ist auch: Viele Sozialarbeiter ha-
ben kein Interesse, die Probleme der 
Menschen zu lösen − Problem gelöst 
würde bedeuten, Auftrag futsch, also 
wird weiterverwaltet, weiter abge-
klärt, weiter Berichte verfasst. Der 
Behördenapparat in Winterthur-An-
delfi ngen war ja offenbar ohne Extra-
geld und gesetzliche Bestimmung 
nicht in der Lage, selber einen Notfall-
plan zu erstellen. Nächsten Montag 
werden SP und Grüne im Kantonsrat 
einen Vorstoss einreichen, damit die 
KESB angehalten wird, einen Pikett-
dienst einzurichten.

Die SVP wird das ablehnen. Zu 
durchsichtig ist das Ablenkungsma-
növer, um das angebliche Versagen 
der «Profi s» zu übertönen und den An-
schein zu erwecken, dass den Bürger-
lichen am Tod der Kinder in Flaach 
eine Mitschuld gegeben wird. Dazu 
sagen die Materialien aus der Geset-
zesberatung Folgendes:

«Relativ intensiv diskutiert wurde der 
Pikettdienst. Die Kommissionsmehrheit 
entschied sich für die Streichung von Para-
graf 11, weil sie dieses Anliegen als Teil der 
operativen Aufgabe betrachtet, deren Or-
ganisation keiner speziellen gesetzlichen 
Regelung bedarf», sagte der Kommissions-
präsident der vorberatenden STGK laut 
Protokoll des Kantonsrates vom 23. April 
2012.

Notfalldienst für Laien
selbstverständlich
Für das Laienpikett brauchte es auch 
kein Gesetz, jedenfalls war so ein 
Notfalldienst für uns Laien selbstver-
ständlich. Das macht fast schon den 
Anschein, als wäre für diese KESB-
Funktionäre in Winterthur die Frei-
zeit über die Festtage wichtiger als 
Fürsorgepfl icht gewesen?

KESB Bülach Nord hat rund um die 
Uhr Erreichbarkeit sichergestellt − 
ohne dass sie die hohle Hand beim 
Steuerzahler gemacht hätte. Es ist ei-
ne Person, die früher mit Laien zu-
sammengearbeitet hat. Das dürfte 
kein Zufall sein, ist das doch sehr pra-
xisnah und überzeugend. Sogar der 
Tierrettungsdienst «Pfötli» in Winkel 
hat einen 24-Stunden-Notfallservice 
und bringt es zustande, rund um die 
Uhr die vierbeinigen Lebewesen ab-
zuholen. Aber unsere Funktionäre 
von der KESB benötigen dazu extra 
ein Gesetz, mehr Personal und mehr 
Staatsknete. Sozial sein heisst für die 
Sozialbranche, sich jeden Schritt be-
zahlen zu lassen. Die KESB sind ja im 
Übrigen nicht die einzigen Leute, die 
immer erreichbar sein müssen: Pfar-
rer, Feuerwehr, Armeeangehörige, 
Ärzte. Warum funktioniert das dort 
tadellos?

Das Milizsystem hat sich bewährt, 
die Verantwortung muss in den Ge-
meinden wahrgenommen werden. 
Gemeinden und ihre Milizler haben 
die bestmögliche Lösung jeweils so-
fort umgesetzt, sie sind die wahren 
Profi s.

Claudio Schmid
Kantonsrat SVP
Bülach

Erfahrungen einer Exekutivpolitikerin
mit KESB

Unsere Erfahrungen zeigen, dass 
leider keine konstruktive Zusam-
menarbeit mit der KESB möglich 
ist. Die KESB sieht sich selber an 
einer Machtposition. Ganz anders 
als die vom Volk gewählte Behörde. 
Theorie und Praxis klaffen ausein-
ander. Das Vorgehen der KESB 
weicht von jenem einer gewählten 
Laienbehörde stark ab. Auf Anlie-
gen oder Ratschläge wird selten bis 
nie eingegangen. Das wird dort 
eher als «Einmischung von Unfähi-
gen» empfunden. Unter Kommuni-
kation versteht die KESB das Infor-
mieren über ihre gefällten Ent-
scheide. Von der Gemeinde beste-
hende Betreuungen werden einfach 
gestoppt. Mit der Begründung, dass 
der Persönlichkeitsschutz nicht 
eingehalten werde, wird alles ei-
ner teuren Spezialbetreuungsfi r-
ma übergeben. Wird aus Sorgfalts-
pfl icht etwas hinterfragt, deutet 
das die KESB als lästige Störung. 

Die bisher gemachten Erfahrun-
gen zeigen deutlich, dass die Laien-
behörde − weil ja vom Volk gewählt 
− sich diesem auch verpfl ichtet 
fühlt. Hinsichtlich der nötigen Ent-
scheidungen werden in Gemein-
den vernünftige, menschliche und 
machbare Lösungen angestrebt. 
Bei Unsicherheiten kann und 
konnte stets Hilfe in einem Fachbe-
reich beigezogen werden.

Bei der KESB hingegen, welche 
ja mehrheitlich aus Juristen be-
steht, sind die Paragraphen im Vor-
dergrund. Der Mensch und die Um-
stände werden bei Entscheidungen 
oft ausser Acht gelassen. Speziell in 
einer kleinen Gemeinde sollten die 
Sicht- und Lebensweise der Bevöl-
kerung beachtet und in Entschei-
dungen einbezogen werden. Der 
Alltag und das Leben funktionie-
ren ganz anders als in einer Stadt, 
wo die Betroffenen anonym sind.
Da fehlt der KESB ein gewisses Ein-
fühlungsvermögen. Ebenfalls fehlt 
da leider oft die Bereitschaft, den 
gesunden Menschenverstand wal-
ten zu lassen. Dass Menschen in 
Not geholfen werden muss, ist uns 
allen klar und wird in der Praxis 
auch so gehandhabt. Dies muss je-
doch vernünftig angegangen wer-
den und nicht mit einem unver-
hältnismässigen Aufwand. Die Hil-
fe zur Selbsthilfe sollte im Vorder-
grund stehen.

Um dies vernünftig gestalten zu 
können, ist es wichtig, dass betrof-
fene Gemeindebehörden in Ent-
scheidungen miteinbezogen wer-
den. Nicht nur auf dem Papier, son-
dern auch in der Realität. Die Lai-
enbehörden bringen in der Regel 
eine grosse Lebenserfahrung aus 
Beruf, Familien und Vereinen mit. 
Diese ist unerlässlich im Meistern 
von Alltagsproblemen und Suchen 
von vernünftigen Lösungen.

Übrigens ist bei einer Laienbe-
hörde ohne Mehrkosten eigentlich 
immer jemand erreichbar und es 
kann zu jeder Zeit eine Lösung für 
eine Überbrückung geboten wer-
den. 

Therese Schläpfer
Gemeindepräs. SVP
Hagenbuch

SCHEIBCHENWEISE ENTMACHTUNG DER KOMMUNEN

Die linke Eltern- und Schreckbehörde

Die KESB, so sie denn überhaupt auf-
recht erhalten werden wird, ist in 
Zukunft wieder zwingend breiter ab-
zustützen. 

Es kann und muss wieder möglich 
sein, als so genannter Laie im Gremi-
um Einsitz zu nehmen. Berufl ich 
muss die Behörde breiter abgestützt 
und v.a. muss sie wieder der Bevölke-
rung direkt verantwortlich sein. Das 
Vertrauen in die Institution ist nach-
haltig gestört, sie ist eben nicht ge-
wachsen, sondern sie wurde quasi 
implantiert.

Zum Glück sind wir Menschen 
noch keine Maschinen. Es gab, gibt 
und wird wohl immer Feiertage ge-
ben. Das waren, sind, und werden 
wohl auch in Zukunft immer sehr 
fragile und emotionsgeladene Zeiten 
sein und bleiben. Das wissen eigent-

lich alle … ausser den so genannten 
Profi s. Eltern und Kinder gehören ei-
gentlich zusammen. Auch das wis-
sen eigentlich alle … ausser den so 
genannten Profi s. Grosseltern schau-
en grundsätzlich besser zu ihren En-
keln als indoktrinierte Heime. Auch 
das wissen eigentlich alle … ausser 
den so genannten Profi s. Wer nun die 
tragischen Ereignisse aus der jüngs-
ten Vergangenheit mit Geld, noch 
mehr Fachpersonen und durchge-
henden Diensten für die Zukunft fi t 
machen will, mag vieles begriffen 
haben, nur eben eines nicht: Men-
schen sind keine Maschinen.

Es ist wieder zwingend nötig, dass 
eben gerade in Problemfällen der 
Mensch – egal ob Kind oder Erwach-
sener – in seiner Vielfältigkeit in den 
Mittelpunkt gestellt wird, und nicht 
die Behörde. Die SVP hat die Nase voll 
von den linken Wohlfühlpädagogen, 
die sich auf Kosten der Allgemeinheit 
eine goldene Nase verdienen und nie 
in der Verantwortung stehen.

Mehr Freiheit – und vorliegend 
auch mehr Familie – weniger Staat; 
das ist es, was die SVP will!

Jürg Trachsel
Kantonsrat
Fraktionspräsident SVP 
Richterswil
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Die 
Professionalisierung
Wir sind im Zeitalter der Professi-
onalisierung. Ein ge� ügeltes 
Wort. Wenn Sie im Duden nach-
schauen, � nden Sie dazu Begriffe 
wie fachgerecht, fachkundig, 
fachmännisch, gekonnt, kompe-
tent, sachgemäss, sachgerecht, 
sachkundig, sachverständig, quali-
� ziert. Ich fasse alle diese Eigen-
schaften unter dem Begriff fähig 
zusammen. Viele Bürgerinnen 
und Bürger, welche der Überzeu-
gung sind, dass eine Professionali-
sierung gut sei, erwarten, dass je-
mand für seine Aufgabe fähig ist. 
Eine Professionalisierung bedeu-
tet nach Duden aber auch eine 
Aufgabe gewerbsmässig zu be-
treiben. Eigentlich sollte man da-
von ausgehen können, dass je-
mand ein Gewerbe nur erfolg-
reich betreiben kann, wenn er da-
zu auch fähig ist. Sofern der «Ge-
werbetreibende» keine Monopol-
stellung inne hat, also wenn es für 
die gleiche Dienstleistung mehre-
re Anbieter gibt und somit ein 
Markt und Transparenz vorhan-
den sind, trifft dies auch zu. Beim 
staatlichen «Pro� gewerbe» 
herrscht kein Markt und deshalb 
muss mit anderen Mitteln sicher-
gestellt werden, dass die Fähigen 
am Drücker sind.
Die Etatisten versuchen dies durch 
Gesetze und Vorschriften zu errei-
chen. Aber nur weil etwas ge-
schrieben steht, wird es noch lan-
ge nicht Realität. Da aber keine 
Organisation zu 100 Prozent feh-
lerfrei funktioniert, legen die Eta-
tisten mit dem Amtsgeheimnis 
den Mantel der Verschwiegenheit 
über das staatliche «Pro� gewer-
be». Zu den Etatisten sind die Bil-
dungseuphoristen dazugekom-
men. Mit einer Menge von Kursen 
und Ausbildungen erlangen wir 
Zerti� kate und Abschlüsse, wel-
che beweisen, dass wir fähig sind. 
Nur leider ist diese Bildungsblase 
so angelegt, dass die Biereifrigen 
honoriert werden. Es wird zu we-
nig selektioniert und die Praxis 
wird immer weniger berücksich-
tigt. Wer � eissig büffelt, kann am 
Ende des Semesters auch das Zer-
ti� kat einfahren. Im nächsten Se-
mester kommt dann das nächste 
Zerti� kat. Dies führt dazu, dass 
viele mit reichlich Zerti� katen de-
korierten High Potentials wegen 
der fehlender Praxis reale Situati-
onen im Alltag nicht bewältigen 
können. 
Das Milizsystem war höchst pro-
fessionell. Das Pendant zum 
Markt im Milizsystem ist der Fö-
deralismus. Uns Bürgern ist es 
möglich, die Professionalität der 
Behörden der verschiedenen Ge-
meinden zu vergleichen. Die Wahl 
durch die Stimmbürger ist eben-
falls professioneller als die theore-
tisch agierenden Zerti� zierungs-
stellen. Will man gewählt werden, 
muss man die Öffentlichkeit über 
sich informieren. Es � nden Diskus-
sionen über die Kandidaten statt. 
Jede einzelne Meinung ist fehler-
behaftet. Diese Fehler können nur 
minimiert werden, wenn mög-
lichst viele Meinungen transpa-
rent und kontrovers diskutiert 
werden. Wenn wir aber einen 
Zerti� zierungsexperten fragen, 
kriegen wir nur eine Meinung und 
haben somit das grösste Risiko, 
falsch zu liegen.

Fadegrad AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Au� ösung eines Schenkungsversprechens durch die Stadt Zürich
Am 25. Juni 2012 haben Mauro Tuena (SVP) und Roland Scheck (SVP) eine Motion für die Au� ösung eines Schenkungsvertrags zur «Casa Muralt» eingereicht.

Mit der Motion, die im Rat von
Katharina Widmer (SVP) vorgestellt 
wird, wird der Stadtrat aufgefordert, 
ein beurkundetes, zweckgebundenes 
Schenkungsversprechen aus dem 
Jahr 1997 mit Frau Adelheid von Mu-
ralt, der Schenkerin, aufzulösen. Es 
handelt sich um die «Casa Muralt» an 
der Limmatstrasse 123 in Zürich-
Höngg. Die Schenkung hätte auf ei-
nen von der Schenkerin bestimmten 

Zeitpunkt vollzogen werden sollen, 
spätestens an ihrem Todestag.

Wieso möchte Frau von Muralt ih-
re Schenkung rückgängig machen? 
Als die Stadt Zürich im Jahr 2000
die benachbarte Liegenschaft «Villa 
Tobelegg» verkauft hat, weil sich die-
se nicht kostendeckend bewirtschaf-
ten liess, ist es zu Irritationen und 
schliesslich zu einem gestörten Ver-
trauensverhältnis seitens der Schen-
kerin gegenüber der Stadt Zürich ge-
kommen. 

Vor allem die Frage um Parkplätze 
führte zu diesen Unstimmigkeiten, 
die schliesslich im Jahr 2004 zum 
Rückzug des Schenkungsvertrags ge-
führt haben. Der Stadtrat nahm da-
mals den Entscheid der Schenkerin 

zur Kenntnis, ohne ihr aber die 
Schenkungsurkunde zurückzugeben. 
Obwohl schon im Jahr 2007 Prof. iur. 
Martin Usteri in einem Rechtsgut-
achten zum Schluss gekommen ist, 
dass die Schenkung hinfällig gewor-
den ist, stellte sich der Stadtrat auf 
den Standpunkt, dass ein Schen-
kungsversprechen nicht einseitig 
aufgelöst werden kann. Zudem sei es 
nicht seine Kompetenz, auf eine 
Schenkung zu verzichten, da mit 
dem Verzicht der Stadtkasse ein gros-
ses Vermögen verloren geht. Deshalb 
kämpft die Schenkerin seit 2004 ver-
geblich um die Aufhebung des Schen-
kungsvertrags.

Frage der Zuständigkeit
Die Schätzung des Werts der Liegen-
schaft «Casa Muralt» liegt aktuell 
zwischen 3 und 4 Millionen Franken. 
Deshalb ist tatsächlich davon auszu-
gehen, dass der Verzicht auf die 
Schenkung nicht in die Kompetenz 
des Stadtrats fällt, weshalb nun der 
Gemeinderat als zuständige Behörde 
darüber befi nden muss. Da bis heute 
das ursprünglich gute Verhältnis 
zwischen der Schenkerin und der 
Stadt Zürich nicht wieder hat herge-
stellt werden können, befürwortet 
inzwischen auch der Stadtrat die 
Aufhebung der Schenkung im Sinne 
der eingereichten Motion.

Zu diesem Zweck ist zwischen der 
Schenkerin und dem Vorsteher des 
Finanzdepartements der Stadt Zü-
rich eine schriftliche Vereinbarung 
über die Aufhebung des Schenkungs-
vertrags abgeschlossen worden, mit 
der die beiden Parteien entschädi-
gungslos von allen Verpfl ichtungen 
entbunden werden. 

Diese Vereinbarung muss nun vom 
Gemeinderat genehmigt werden. Al-
le Parteien im Gemeinderat, ausser 
den Linken (SP, Grüne und AL), die 

sich enthalten, weil sie nicht einse-
hen wollen, weshalb die Schenkung 
rückgängig gemacht werden soll, un-
terstützen im Sinne der SVP-Motion 
die Aufhebung des Schenkungsver-
trags. Resultat der Abstimmung:  73 
Ja zu 43 Enthaltungen. Somit wird 
unsere Motion mit 110 Ja zu 7 Enthal-
tungen (AL) als erledigt abgeschrie-
ben.

Und so geht es weiter …
Andere Themen an dieser Gemeinde-
ratssitzung sind die Kultur, zum Bei-
spiel «Zürich liest» und «Zürich Film 
Festival» sowie die Stadtentwicklung 
gewesen. Dabei ist es immer wieder 
zu einem regen Wortaustausch zwi-
schen den Bürgerlichen, vor allem 
der SVP, und den «links-Linken und 
Kommunisten», Zitat von Roger Liebi 
(SVP), gekommen. Daniel Regli (SVP) 
seinerseits kritisiert die «Mitte-links-
Bürokratie» und die «staatlich ali-
mentierte Blase» im Zusammenhang 
mit der Weisung zum Städteverband. 
Dieser macht Lobbyarbeit für die 
Städte in Bundesbern. Die Stadt Zü-
rich fi nanziert den Schweizerischen 
Städteverband SSV durch Mitglieder-
beiträge.

Gemäss Stadtpräsidentin ist die 
Arbeit des SSV wichtig, da dieser die 
Interessen der Stadt Zürich gut ver-
tritt. Zudem bündelt er die Interes-
sen der verschiedenen Städte und 
fördert so deren Einfl uss in Bern. 
Deshalb fordert sie eine Erhöhung 
des Mitgliederbeitrags von Fr. 0.60 
auf Fr. 0.90 pro Einwohner. Roger Lie-
bi fordert, so wie Daniel Regli, die 
Ablehnung der Erhöhung, da die Ver-
tretung der «Sozialistenanliegen» in 
Bern nicht zu einer Bereicherung für 
die Stadt Zürich führen. 

Die Mehrheit des Gemeinderats 
lehnt die Erhöhung des Mitglieder-
beitrags ab.

10. Januar 2015, 14.30 bis 16 Uhr,
auf der Rathausbrücke Zürich
 Einleitung: 

Roger Liebi, Präsident der SVP Stadt Zürich

 Referenten:

Für Unterhaltung ist ebenfalls 
gesorgt: Alphornbläser,
Jodelclub «Sängerrunde»,
Fahnenschwinger.

www.svp-stadt-zuerich.ch

GratisMaroni & Punsch!

Regierungsrat 
Markus Kägi

Regierungsrat 
Ernst Stocker

Stabilität und Sicherheit 
statt Masslosigkeit!

AUFTAKT ZUM WAHL JAHR 2015 MIT DEN 
SVP-REGIERUNGSRÄTEN ERNST STOCKER UND MARKUS KÄGI :

GEGEN DIE VERSCHIEBUNG DES ZUWANDERUNGSPROBLEMS

Wieviel Zuwanderung
erträgt Zürich?
Die Stadt Zürich platzt aus allen Nähten. Seit dem Jahr 2000 sind rund
40000 Personen netto in die Stadt Zürich gezogen, also ziemlich genau die 
Stadt Thun – allein seit 2010 sind es nahezu 30000, das entspricht der
Walliser Hauptstadt Sion!

Gemäss einer Studie der Stadt Zürich 
ist der Nettozuzug zu 79 Prozent der 
Zuwanderung aus dem Ausland bzw. 
von Ausländern zuzuschreiben.

In Genf und Basel sind das trotz 
Grenzlage «nur» rund 60 Prozent. 
Bern und Winterthur kommen je-
weils nicht einmal auf einen Auslän-
der-Zuwanderungsanteil von 40 Pro-
zent.

Schlussfolgerungen aus 
dem Elfenbeinturm
Nun könnte man ganz einfach die 
Schlussfolgerung der Studie der 
Volkswirtschaftsdirektion des Kan-
tons Zürich aus dem Jahre 2012 zur 
Hand nehmen und sagen: toll, Zu-
wanderung nützt uns allen.

Nun, diese Studie kann man nicht 
wirklich ernst nehmen, nicht nur 
weil sie vom nicht gerade unumstrit-
tenen und quasi einäugigen Büro 
Bass erstellt wurde, sondern natür-
lich auch aufgrund des Inhaltes. Das 
Büro Bass kommt u.a. zum Schluss, 
dass vor allem Fachkräfte nach Zü-
rich kommen. 

Diese wiederum würden zur besse-
ren Ausbildung der Schweizerinnen 
und Schweizer verhelfen. Zudem gin-
gen die nachweisbaren Mietzinserhö-
hungen nicht zulasten der Schweize-
rinnen und Schweizer, sondern zu-
lasten der Zuwanderer. Solche 
Schlüsse können wohl wirklich nur 
in einem Elfenbeinturm in Bern ge-
zogen werden.

Schweizer erhalten
keine Mietzinszuschüsse
Wenn man alleine die Finanzindust-
rie anschaut, dann hat sich ganz of-
fensichtlich die infl ationäre Anstel-
lung von ausländischen Personen, 
besonders auch in den obersten Füh-
rungsetagen (man nehme z. Bsp. die 
Grossbanken), wohl nicht wirklich 
positiv ausgewirkt. Das lässt sich 
quasi täglich in den Medien nachle-
sen oder hören. 

Was haben Assistenten- oder Se-
kretärinnen-Jobs mit Fachkräfte-
mangel zu tun? Weshalb sind mehr 
als 3 Prozent der in Pfl egeberufen 
ausgebildeten Personen arbeitslos? 
Die hohen Mieten tragen vielleicht 
die Zuwanderer, allerdings verwehrt 

es den alteingesessenen Zürcherin-
nen und Zürchern schlicht und ein-
fach einen allfälligen Umzug. Sie 
können es sich ganz einfach nicht 
leisten, erhalten vom Arbeitgeber 
auch keine Mietzuschüsse.

Jede Schweizerin, jeder Schweizer 
wird nicht nur fremd im eigenen 
Land, in der eigenen Stadt, nein, sie 
werden im Zeitalter der Mobilität 
zum Verharren in ihren bisherigen 
vier Wänden gezwungen. Die Stras-
sen sind verstopft, Trams und Bah-
nen sind es auch. Zürich platzt aus 
allen Nähten. Das ist aber beileibe 
nicht alles.

Linker Umbau der Stadt Zürich
Ausländer würden eher links wäh-
len oder stimmen, konnte man vor 
wenigen Tagen in den Schweizer Me-
dien nachlesen. So wundert es denn 
auch nicht, dass der Umbau der Stadt 
Zürich namentlich nach linkem 
Schema vor sich geht. Wohnsilos, 
OeV, unbezahlbare 2000-Watt-Gesell-
schaft, Antiauto, unbezahlbare Kin-
derbetreuung nach europäischem 
Vorbild (zur Erinnerung: diese Staa-
ten sind pleite oder haben massiv ho-
he Steuersätze), Ausbau der Verwal-
tung, etc. 

Glaubt wirklich jemand, dass die 
riesigen Budgetdefi zite und v.a. der 
ungebremste Anstieg der Schulden 
der Stadt Zürich zufällig sind? Ist
es etwa ein Zufall, dass die Steige-
rungsrate bei Defi ziten und Schulden 
um 2010 begonnen hat? Mit Blick auf 
die Bevölkerungsentwicklung wohl 
kaum.

In einer kürzlich veröffentlichten 
Studie der Stadt Zürich kommen wei-
tere interessante Fakten auf den 
Tisch – leider kaum irgendwo publi-
ziert. So steht dort wörtlich geschrie-
ben, dass rund 25 Prozent der Ein-
wanderer aus Spanien gar keine
Spanier sind, sondern ursprünglich 
häufi g zum Beispiel aus der Domini-
kanischen Republik stammen. Fach-
kräfte sollen das sein? Von über 
400000 Einwohnern sind bereits 
126000 Ausländer, die zig-Tausende 
Eingebürgerten der letzten Jahre 
nicht mitgezählt.

Das Masshalten geht verloren
Wenn man sich die Entwicklung von 
Stadtausbau, Finanzen, Verwaltung 
etc. vor Augen hält, dann wird eines 
klar: Das, was Zürich stark gemacht 
hat, nämlich «Mass halten», geht 
mehr und mehr verloren. Und damit 
verlieren wir mittelfristig an Identi-
fi kation, 

Roger Liebi 
Gemeinderat
Präsident SVP
Stadt Zürich

Roberto Bertozzi
Gemeinderat SVP
Zürich 11
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KLEININSERATE
WOCHE FÜR WOCHE AKTUELL

Kaufe Autos, Busse, Lieferwagen etc. Gute Barzahlung, gratis Abholdienst. 
Tel. 079 613 79 50 auch SA/SO.

Zu verkaufen: Opel Astra Kombi, w, 89000 km, Jg. 92, Generalrevision ausge-
wiesen, VP Fr. 1500.−. Tel. 044 920 14 06.

Erfolgreich werben
im «Zürcher Boten»

und «Zürcher Bauern»

Achtung!
Zahle Höchstpreise

für alle Autos.

Komme bei Ihnen vorbei.

Tel. 044 822 26 11

IHR KLEININSERAT

Sie suchen etwas Spezielles oder möchten sich schon lange von  einem
Gegenstand trennen? Fehlt Ihnen eine Begleitung zum Wandern oder 
Jassen? Inserieren Sie einfach und unkompliziert und erreichen Sie 
über 10 000  Leserinnen und Leser. Füllen Sie dazu das Formular unter 
folgender Internetadresse aus:

www.stutz-druck.ch/kleininserate

Preise ZÜRCHER ZÜRCHER
 BAUER BOTE
Kleininserat, 2 Zeilen
(112 x 10 mm = 4 Spalten x 10 mm) Fr. 22.− Fr. 38.−
Kleininserat, 3 Zeilen
(112 x 15 mm = 4 Spalten x 15 mm) Fr. 33.− Fr. 57.−
Kleininserat, 4 Zeilen
(112 x 20 mm = 4 Spalten x 20 mm) Fr. 44.− Fr. 76.−

Keine Layoutanforderung möglich, wird korrekturgelesen.

Einsendeschluss
jeweils am Dienstag für die Ausgabe vom Frei tag. 

Rufen Sie uns bei Fragen bitte an: Telefon 044 924 20 70 

Öffentliche Veranstaltung 

Donnerstag, 15. Januar 2015 
Schinzenhofsaal Horgen, Beginn 19.30 Uhr 

Prof. Dr. Thomas J. Jordan 
Präsident des Direktoriums der 
Schweizerischen Nationalbank 

 
spricht zum Thema 

Welche Herausforderungen 
stellen sich für die  

Geldpolitik im Jahr 2015? 
anschliessend  

Fragenbeantwortung und Apéro 

unter Mitwirkung von 

Regierungsrat Regierungsrat  

Ernst Stocker Thomas Heiniger

EINLADUNG	  
Zu	  einem	  Orientierungsabend	  	  

Montag,	  12.	  Januar	  2015,	  19.30	  Uhr	  

Im	  Restaurant	  Sagi,	  Bertschikon	  

Bericht	  aus	  dem	  Nationalrat:	  

Nationalrat	  Jürg	  Stahl,	  

Brütten	  	  	  	  	  

Bericht	  aus	  dem	  Kantonsrat:	  

Kantonsrätin	  

Karin	  Egli-‐Zimmermann,	  

Elgg	  

Was	  die	  Landwirtschaft	  beschäftigt:	  

Kantonsratskandidat	  

Martin	  Hübscher,	  

Bertschikon	  

Wir	  freuen	  uns	  auf	  Ihr	  Erscheinen.	  

SVP	  Wahlkreis	  Winterthur-‐Land	  

Zu	  einem	  Orientierungsabend	  

Zu verkaufen:

Gut erhaltener Roller
Peugeot Speed�ght
50 cm3, rot, mit neuem Auspuff,
Leistung 3,4 kw. 1. Inverkehrs-
setzung: Mai 97, letzte Prüfung:
April 12, 17430 km, VP Fr. 560.−.

Tel. 078 689 00 45

Organisation: 
Walter Isliker, Kantonsrat & Thomas Schwendener, Gemeinderat 

Affoltern / Oerlikon / Seebach 

Fondue - Plausch 
am Fr., 30. Januar 2015, 19.00 Uhr 

Die SVP-Kreispartei Zürich 11 lädt alle zum 
diesjährigen Fondueplausch in der Vereins-
hütte des Hundevereins SKG ein (Nähe 
Versuchsanstalt Reckenholz, Reckenholz-
strasse in 8046 Zürich). 

Angesagt ist gemütliches Zusammensein bei 
einem feinen Fondue:  F I G U G E G L. 

Fondue   Portion / Person      22.00 Fr. 

Der Anlass ist öffentlich und alle sind herzlich 
Willkommen. Wir bitten um Anmeldung bei: 

Daniel Regli; Tel. Nr. 044/372 03 26, svp.zh11@bluewin.ch 
Hüttenwart: Thomas Schwendener, Tel. Nr. 079/405 58 00 
oder bei Walter Isliker; walterisliker@gmail.com 

Auf Ihren Besuch freut sich die Zürich 11 

En Guetä inä allnä!! 



  Wöchentliche Fernsehsendung mit Christoph Blocher

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch übertragen.

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch
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SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat / Fraktion
Montag, 12. Januar 2015, 13.00 Uhr, Sit-
zung, Zunfthaus zur Haue.

SVP-STAMM

Bezirk Affoltern / Aeugst
Jeden 1. Donnerstag im Monat, ab 20.00 
Uhr, Restaurant Eichhörnli, Aeugst.

Bezirk Andel� ngen / Buch am Irchel
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, Restaurant Sonne, Hauptstrasse 12, 
Buch am Irchel.

Bezirk Bülach / Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant
Rose, Oberembrach.

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant Löwen, Dielsdorf.

Bezirk Dietikon / Birmensdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, Restaurant Sonne, Luzernerstrasse 1, 
Birmensdorf.

Bezirk Horgen / Oberrieden
Jeden 3. Donnerstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Bar Galerie zur Zinne, Oberrieden.

Bezirk Meilen / Küsnacht
Jeden Sonntag, von 10 bis 12 Uhr, Restau-
rant Schützenstube, Küsnacht.

Bezirk Uster / Uster
Immer am ersten Samstag im Monat, 
11.00 Uhr, Restaurant Puurehuus, 
Fehraltorfer strasse 8, Wermatswil.

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 
Uhr, Parteihöck im Raum Zürich, Standort 
und Details werden auf unserer Home-
page: www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet.

Junge SVP Stadt und
Bezirk Winterthur
Jeden ersten Freitag im Monat, ab
20.00 Uhr, in der First Choice Bar,
Winterthur.

Stadt Zürich / Kreis 1 und 2
Jeden zweiten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Muggenbühl, Muggenbühl-
strasse 15, Zürich-Wollishofen.

Stadt Zürich / Kreis  3
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 9.00 
Uhr, Schützenhaus Albisgüetli, Uetliberg-
strasse 341, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis  4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Restaurant Holzschopf, Hein-
richstrasse 112, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 
Uhr, Restaurant Neubühl, Winterthurer-
strasse 175, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab
19.30 Uhr, Restaurant Schwamendinger-
huus (Schwamendingerplatz), Zürich-
Schwamendingen.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Bülach / Höri
Freitag, 23. Januar 2015, 19.00 Uhr, Mehr-
zwecksaal ob Feuerwehrgebäude Höri, 
Preis-Jassen (Schieber mit zugelosten 
Partnern), Einsatz Fr. 20.-, jeder Teilneh-

mer erhält einen Preis. Anmeldung nicht 
erforderlich.

Bezirk Hinwil / Wald und Fischenthal
Sonntag, 11. Januar 2015, Treffpunkt: 
9.30 Uhr TCS-Parkplatz zwischen Ried 
und Gibswil oder 10.15 Uhr in der Blegi 
(Blegi 1, Wald), für diejenigen, die nicht 
mitwandern wollen oder können (signali-
sierte Parkplätze), geführte Wanderung 
mit den Regierungsräten Markus Kägi und 
Ernst Stocker. 10.30 Uhr: Offerierter Apé-
ro, 11.00 Uhr: Begrüssung durch Kantons-
rätin Ruth Frei, persönliche Vorstellung 
der SVP-Kantonsratskandidaten des Be-
zirks Hinwil, 11.30 Uhr: Ansprachen von 
Markus Kägi und Ernst Stocker, 12.00 Uhr: 
Schlusswort durch Esther Knecht, Kan-
tonsratskandidatin. Anschliessend Aus-
klang / Festwirtschaft. Auskunft: Felix 
Müdespacher, 079 466 45 89.

Bezirk Pfäf� kon
Montag, 12. Januar 2015, ab 19.00 Uhr 
(Türöffnung 18.30 Uhr) Baustelle Chessel-
huus, neuer Dorfsaal, Tumbelenstrasse 6, 
Pfäf� kon, öffentliche Veranstaltung, Re-
den der Kantonsratskandidaten und Re-
gierungsräte. Ab 20.15 Uhr: Führung 
durchs Chesselhuus. 21.00 Uhr: Kleiner 
Imbiss.

Bezirk Winterthur
Montag, 12. Januar 2015, 19.30 Uhr, Res-
taurant Sagi, Bertschikon, Orientierungs-
abend. Bericht aus dem Nationalrat: Nati-
onalrat Jürg Stahl, Brütten, Bericht aus 
dem Kantonsrat: Kantonsrätin Karin Egli-
Zimmermann, Elgg, was die Landwirt-
schaft beschäftigt: Kantonsratskandidat 
Martin Hübscher, Bertschikon.

Bezirk Winterthur / Hettlingen
Freitag, 30. Januar 2015, 19.30 Uhr, Mehr-
zweckhalle Hettlingen, SVP-Jassturnier 
(Schieber-Jass mit zugelostem Partner), 
Kosten Fr. 20.- (Standblattausgabe spä-
testens 19.20 Uhr), Anmeldung bis spätes-
tens 23. Januar 2015 an Eliane Hiestand, 
Bruggackerweg 8, 8488 Turbenthal, elia-
ne.hiestand@gmx.ch

Stadt Zürich
Samstag, 10. Januar 2015, 14.30−16.30 
Uhr, Rathausbrücke («Gmüesbrugg»),
Zürich, Auftakt zu den Kantonsratswah-
len 2015 der SVP der Stadt Zürich. Gast-
referenten: Regierungsräte Markus Kägi 
und Ernst Stocker. Anwesend sind städti-
sche Kantonsratskandidaten. Rahmenpro-
gramm: Jodelchor, Alphornbläser, Fah-
nenschwinger. Gratis Maroni und Punsch.

Stadt Zürich / Kreis  7 und 8
Donnerstag, 22. Januar 2015, 18.30 Uhr, 
Restaurant Elefant, Witikonerstrasse 279, 
Zürich, Mitgliederversammlung. Um 
19.30 Uhr: Öffentliche Veranstaltung mit 
SVP-Nationalrat Gregor Rutz. Unser Gast-
redner spricht zum Thema: Bericht aus 
Bundesbern − wird der Stimmbürger noch 
ernst genommen?

Samstag, 31. Januar 2015, 10.00−12.00 
Uhr, im Einkaufszentrum Witikon, Zürich, 
Standaktion.

Samstag, 7. Februar 2015, 10.00−12.00 
Uhr, am Kreuzplatz, Zürich, Standaktion.

Dienstag, 24. Februar 2015, 18.30 Uhr, 
Konferenzraum Privatklinik Bethanien, To-
blerstrasse 51, Zürich, Öffentliche Podi-
umsdiskussion mit Moderator Peter Hart-
meier, Publizist. Thema: Wirtschafts-
standort Zürich: Chancen für das Hoch-
schulquartier. Teilnehmer: Regierungsrat 
Ernst Stocker (SVP), Regierungsrat Tho-
mas Heiniger (FDP), Kantonsrätin Regine 

Sauter (FDP) und Kantonsratskandidat Urs 
Fehr (SVP). 18.30 Uhr: Türöffnung, 19.00 
Uhr: Begrüssung durch den Direktor der 
Klinik, E. Roger Gutersohn, 19.10 Uhr: Po-
diumsdiskussion mit anschliessendem 
Apéro und exklusiver Führung durch die 
Klinik. Veranstalter: SVP Zürich Kreis 7+8, 
FDP Zürich Kreis 7+8 und Gewerbeverein 
Zürich-Ost.

Samstag, 28. Februar 2015, 10.00−12.00 
Uhr, an der Höschgasse, Zürich, Standak-
tion.

Samstag, 7. März 2015, 10.00−12.00 Uhr, 
am Toblerplatz und Kirche Fluntern, Zü-
rich, Standaktionen.

Samstag, 14. März 2015, 10.00−12.00 
Uhr, im Einkaufszentrum Witikon, Zürich, 
Standaktion.

Samstag, 21. März 2015, 10.00−12.00 
Uhr, im Einkaufszentrum Witikon, Zürich, 
Standaktion.

Samstag, 28. März 2015, 10.00−12.00 
Uhr, am Kreuzplatz, Zürich, Standaktion.

Samstag, 4. April 2015, 10.00−12.00 Uhr, 
an der Höschgasse, Zürich, Standaktion.

Stadt Zürich / Kreis 12
Samstag, 31. Januar 2015, 14.30−16.30 
Uhr, auf der Ziegelhöchi, oberhalb Restau-
rant Ziegelhütte, Ende der Hüttenkopf-
strasse, Zürich-Schwamendingen, Jährli-
che Lichtmessfeier. Gastreferenten: Re-
gierungsräte Markus Kägi und Ernst Sto-
cker sowie Kantonsratskandidaten der 
Stadt Zürich.

SVP-FRAUEN

SVP-Frauen Stadt Zürich
Donnerstag, 29. Januar 2015, 19.00 Uhr, 

Pavillon, Restaurant Muggenbühl, Mug-
genbühlstrasse 15, Zürich, Generalver-
sammlung. Anschliessend Apéritif (offe-
riert) und Abendessen (auf Eigenrech-
nung). Bitte um Anmeldung bis zum 26. 
Januar 2015 an Margrit Haller, Stocken-
strasse 34, 8802 Kilchberg, Tel. 044 432 
65 82, margrit.haller@gmail.com. Gäste 
sind herzlich willkommen.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Donnerstag, 15. Januar 2015, 19.30 Uhr, 
Schinzenhofsaal Horgen, Referat von Prof. 
Dr. Thomas J. Jordan, Präsident des Direk-
toriums der Schweizerischen National-
bank, zum Thema: Welche Herausforde-
rungen stellen sich für die Geldpolitik im 
Jahr 2015? Anschliessend Fragenbeant-
wortung und Apéro unter Mitwirkung von 
Regierungsrat Ernst Stocker und Regie-
rungsrat Thomas Heiniger. Öffentliche 
Veranstaltung.

Mittwoch, 21. Januar 2015, 19.15−21.30 
Uhr, Stiftung Glockenhof, Zürich, Informa-

tions- und Leserbriefkurs zum Thema 
«Stopp dem schleichenden EU-Beitritt!» 
unter Leitung von Nationalrat Hans Fehr 
und alt Nationalrat Ulrich Schlüer. Kom-
men Sie einfach «auf den Platz»! Aus-
künfte bei Hans Fehr, Tel. 079 341 54 57.

VEREIN FÜR AKTIVE SENIOREN

Donnerstag, 22. Januar 2015, 15.00-16.45 
Uhr, im Saal des Restaurants Muggen-
bühl, Muggenbühlstrasse 15, Zürich-Wol-
lishofen, Vortrag von Markus Binder, 
Urdorf, zum Thema: Schützt unsere Al-
tersvorsorge, inkl. Zvieri.

VERANSTALTUNG ZU
DEN REGIERUNGSRATSWAHLEN 

Montag, 19. Januar 2015, 19.30 Uhr, im 
Reformierten Kirchgemeindehaus Oerli-
kon, Baumackerstrasse 19, Zürich, Podi-
um zu den Regierungsratswahlen 2015. 
Teilnehmer: u. a. Regierungsrat Markus 
Kägi (SVP). Veranstalter: EVP Stadt Zürich.
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